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Baden-Baden. In Baden-Baden stehen
jahrzehntealte Traditionen auf der Kip-
pe. Das Stellen der Narrenbäume zum
Beginn der Fastnachtssaison und die Er-
richtung der Maibäume zur Begrüßung
des Frühlings könnten großflächig aus-
fallen. Vereine, die diese Tradition ehren-
amtlich am Leben halten, laufen Sturm.
Es gibt Aufruhr wegen einer Neurege-
lung seitens der Stadtverwaltung, was
die Nutzung der Bodenhülsen angeht, in
denen die Bäume aufgestellt und befes-
tigt werden. 

„Wir sollen jetzt eine Art Mietvertrag
unterschreiben, die Haftung überneh-
men und eine entsprechende Versiche-
rung abschließen“, erklärt Peter Dresel,
Präsident des Narrenclubs Varnhalter
Rebschenkele (NCVR) auf Nachfrage
dieser Redaktion. Die Rebland-Vereine
stehen untereinander im engen Aus-
tausch wegen der Vertragsfragen, die
Mehrkosten und Mehraufwand nach sich
ziehen würden. Bei den Rebschenkele ist
der Handlungsdruck aber besonders
groß. Schon am Freitagabend um 18 Uhr
steht das Narrenbaumstellen in Varnhalt
an. Findet es trotz der ungeklärten Fra-
gen statt? „Ja. Wir werden den Baum vor-
behaltlich aufstellen“, sagt Dresel. 

„Wir lassen gerade unsere Versicherung
prüfen, was abgedeckt ist.“ Sollte die
Prüfung negativ ausfallen, könnte es „im
schlimmsten Falle dazu kommen, dass
wir den Baum kommende Woche wieder

abbauen. Da bin ich dann ganz schmerz-
frei.“ Die Stadt wolle sich wohl irgend-
wie aus der Verantwortung winden. „Da-
bei stellen wir die Bäume ja nicht aus Pri-
vatvergnügen. Wir machen das für die
Allgemeinheit. Wir wollen eine Tradition
am Leben halten“, erklärt Dresel. 

Andere Vereine hätten schon die Reiß-
leine gezogen. Der MV Neuweier (Gugge
ma mol Mussi) und die Nebellichtdämo-
nen Steinbach haben ihre Narrenbaum-
stellen (25. Januar und 8. Februar) nach
Stand der Dinge bereits abgesagt. „Wir
müssen es dieses Jahr wegen des leidigen
Themas leider ausfallen lassen“, sagt Mi-
chael Oser, Vorsitzender des Musikver-

eins Neuweier. „Die Auflagen sind für
uns nicht leistbar.“ Nicht nur das Reb-
land ist von der Neuregelung betroffen,
sondern die Vereine des ganzen Stadt-
kreises. „Das sorgt überall für Diskussio-
nen“, weiß NCVR-Präsident Dresel.

„Über Jahre und Jahrzehnte haben Ver-
eine aus dem Rebland ehrenamtlich diese
Bäume aufgestellt. Nunmehr wird von
den Vereinen verlangt, dass sie hierfür
auf eigene Kosten eine Haftpflichtversi-
cherung abschließen und für die Dauer
der Aufstellung auch die Haftung über-
nehmen. Ich halte dies für eine absolute
Zumutung“, schreibt CDU-Stadt- und
Ortschaftsrat Klaus Bloedt-Werner: „Ich

nenne dies einen Totschlag ehrenamtli-
chen Engagements.“ 

Er fordert eine Lösung, in der die Kos-
ten für die Versicherung von der Stadt
übernommen werden „und auch das haf-
tungsrechtliche Risiko von der Stadt ge-
tragen wird“. Ein schnelles Handeln sei
angeraten, da die Vereine ansonsten „ih-
re diesbezüglichen Aktivitäten mit sofor-
tiger Wirkung einstellen werden“.

Auslöser für den Ärger ist ein Schreiben
des städtischen Gartenamts, das für die
von den Vereinen genutzten Bodenhül-
sen zuständig ist. „Vor dem Hintergrund,
dass bei der Aufstellung solcher Bäume
grundsätzlich ein gewisses Unfallrisiko

besteht, wurde die Stadt Baden-Baden
durch ihren Versicherer auf die Notwen-
digkeit einer vertraglichen Regelung mit
dem jeweiligen Nutzer der Baumhülsen
hingewiesen“, heißt es in dem Schreiben
von Anfang Januar. Das Gartenamt kön-
ne die Verantwortung hinsichtlich der
Sicherheits- und Haftungsfragen für die
von Vereinsmitgliedern aufgestellten
Bäumen nicht übernehmen. 

Deshalb solle die Verantwortung für
Narrenbäume und Maibäume künftig
mittels eines Gestattungsvertrages auf
die jeweiligen Nutzer übertragen wer-
den. Folge: „Die Nutzer der Bodenhülsen
sind dafür verantwortlich, dass die Nar-
ren- oder Maibäume bei der Aufstellung
angemessen verankert werden. Insbe-
sondere müssen die Bäume auch bei er-
heblichen Wind- und Witterungseinflüs-
sen standsicher sein.“ 

Während des Zeitraums der Aufstel-
lung seien die Bäume regelmäßig zu kon-
trollieren. Für Vereine bestehe die Mög-
lichkeit, Versicherungsschutz für das
Aufstellen des Narren- oder Maibaumes
im Rahmen der Vereins- oder Veranstal-
terhaftpflichtversicherung zu erlangen,
heißt es in dem Schreiben. „Wir empfeh-
len Ihnen, dies im Vorfeld mit Ihrer Ver-
sicherung abzustimmen.“

Die Stadtverwaltung ist an einem Kon-
sens mit den Vereinen interessiert. „Diese
Traditionen sind wichtig für die Ort-
schaften“, sagt Baubürgermeister Ale-
xander Wieland (parteilos). „Darauf
wollen wir nicht verzichten. Wir suchen
nach einer einvernehmlichen Lösung.“
Das werde intern gerade beraten. „Dafür
benötigen wir aber noch ein paar Tage
Zeit.“ Nicht überall koche das Thema
hoch: Es gebe auch Vereine, die den Ver-
trag schon unterschrieben hätten. Wes-
halb wird jetzt eine Anpassung seitens
der Versicherung verlangt? „Vermutlich
ein Mentalitätsproblem. Es muss in
Deutschland alles geregelt sein, für den
Fall, dass etwas passiert.“ 

„Gugge ma mol Mussi“ und die Mauerberghexen haben in der Vergangenheit den Neuweierer Narrenbaum aufgestellt. Dieses Jahr fällt die
Veranstaltung wohl aus. Foto: Christina Nickweiler (Archiv)

Stadtverwaltung will Vereine beim Aufstellen von Narren- und Maibäumen in die Verkehrssicherungspflicht nehmen

Aufregung in den Vereinen: Steht Tradition auf der Kippe?
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Klaus Bloedt-Werner

CDU-Stadtrat

Von Nico Fricke

Baden-Baden. „Mein Mandant weiß,
dass er Mist gebaut hat“, erklärte Vertei-
diger Marco Lott in seinem Plädoyer und
forderte für den Angeklagten eine mode-
rate Freiheitsstrafe von „etwa einem
Jahr“. 

Die Staatsanwaltschaft erachtete für
den 28-jährigen Beschuldigten eine
Strafe von einem Jahr und fünf Monaten
als tat- und schuldangemessen. „Sexuel-
ler Missbrauch von Kindern ohne Kör-
perkontakt mit dem Kind“ hatte die An-
klage gelautet. 

Das Gericht folgte der Verteidigung am
Ende und verhängte eine Freiheitsstrafe
von einem Jahr und einem Monat, die
drei Jahre zur Bewährung ausgesetzt
wird. 

Der Verteidiger räumte den Vorwurf im
Namen seines Mandanten in einer Erklä-
rung ein. Einig waren sich aber alle Ver-
fahrensbeteiligten darin, dass der Be-
schuldigte die Beweisaufnahme und da-
mit auch das Hauptverfahren durch sein
Geständnis erheblich abgekürzt hatte
und würdigten dies entsprechend bei der
Strafzumessung. 

Vor allem, dass einem zehn Jahre alten
Jungen aus der Schweiz damit eine psy-
chisch belastende Aussage vor Gericht
erspart wurde, zahlte sich letztlich für
den Angeklagten aus. Teil seiner Bestra-
fung ist allerdings auch eine Geldauflage
von 5.000 Euro, die der Mann in monatli-
chen Raten an den Jugendtreff Hauene-
berstein überweisen muss. 

Der Mann war ins Visier der Polizei ge-
raten, weil er am 1. Juni 2022 gegen 17.22
Uhr bei einem Videochat vor dem Zehn-
jährigen masturbierte. Wie die Polizei
davon Kenntnis erlangte, wurde in dem
Verfahren nicht thematisiert, sicher ist
aber, dass die Kontaktdaten des Beschul-
digten ermittelt werden konnten und ei-
ne Hausdurchsuchung stattfand. 

Dabei entdeckten die Beamten kinder-
und jugendpornografische Bilder und Vi-
deos, auf denen zum Teil reale Miss-

brauchsstraftaten zu sehen waren. Insge-
samt handelte es sich um etwa 400 Datei-
en, „das liegt im unteren Bereich“, er-
klärte hierzu Richter David Metz und
verwies auf einen 36 Jahre alten Mann
aus Bühl, der vor zwei Wochen wegen des
Besitzes von Dateien mit kinderporno-
grafischen Inhalten auf der Anklagebank
saß und bei dem mehr als 63.000 solcher
Dateien gefunden worden waren. 

Der 28-Jährige nahm vor Gericht sein
Aussageverweigerungsrecht in An-
spruch und überließ Angaben zur Sache
seinem Anwalt. Der versicherte dem Ge-
richt mutmaßlich glaubhaft, dass sein
Mandant keine behandlungsbedürftigen
pädophile Neigungen hat, neben sexuel-
lem Interesse sei es ihm vor allem auch
um den Reiz des Verbotenen gegangen. 

Seit dem Vorfall, der inzwischen etwa
zweieinhalb Jahre zurückliegt, habe er
keine entsprechenden Bilder und Videos
mehr konsumiert und will das auch in
Zukunft nicht mehr tun. „Das Ermitt-
lungsverfahren hat zudem eine reinigen-

de Wirkung auf ihn gehabt, er hat er-
kannt, dass sein Verhalten falsch war“,
sagte Lott. 

Dass der Beschuldigte nicht vorbestraft
ist, seit Jahren einer geregelten Arbeit
nachgeht und ihm eine günstige Sozial-
prognose bescheinigt wurde, wirkte sich
ebenfalls günstig in der Strafzumessung
aus. Der Mann profitierte zudem davon,
dass die Rechtsprechung zum Thema
Kinderpornografie im Juni 2024 vom Ge-
setzgeber reformiert wurde. 

Bis dahin wurde das Versenden oder
Anschauen von Fotos mit kinderporno-
grafischen Inhalten als Verbrechenstat-
bestand gewertet. Auch wer möglicher-
weise ungewollt solche Fotos über What-
sApp oder andere Messenger-Dienste er-
hielt und öffnete, vielleicht ohne zu
wissen, was darauf zu sehen ist und von
wem sie stammten, musste mit einer Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr rechnen. In
der Regel bedeutete dies auch, dass sie
sich einen Anwalt nahmen und die anfal-
lenden Kosten zu tragen hatten. 

Bei einer Durchsuchung fand die Polizei 400 Dateien mit kinderpornografischen Bildern und
Videos – hier ein Symbolbild. Foto: Karl-Josef Hildenbrand/dpa

Kinderpornografische Inhalte gefunden / Zehnjähriger muss nicht aussagen

28-Jähriger gesteht sexuellen
Missbrauch von Kind via Videochat

Von Ulrich Philipp

„
Mein Mandant 

weiß, dass er Mist gebaut
hat.

Marco Lott 

Verteidiger 

Meinung der Leser

Zur Berichterstattung über den Bücher-
bus im Landkreis Rastatt:

Mit Unglauben las ich den Artikel über
die Einstellung des Bücherbusses nach
über 60 Jahren. Die Entscheidung sei oh-
ne Diskussion im Kreistag beschlossen
worden. Die Begründung hierfür seien
die Kosten. Und das, obwohl die Nach-
frage groß sei und längst wieder das Ni-
veau vor der Coronazeit erreicht habe.

Die Vorteile des Bücherbusses, der ein
breites Angebot an Büchern, Spielen und
digitalen Medien anbietet, von den Be-
nutzern wegen kurzer Wege und des kos-
tengünstigen Angebotes gerne genutzt
wird, sind unumstritten. Darüber hinaus
hat der Bücherbus einen nicht zu unter-
schätzenden Bildungsauftrag. 60 Pro-
zent der Nutzer sind Kinder und Jugend-
liche. Gerade sie profitieren von einem
kostenlosen Angebot an Kinder, Jugend-
und Sachbüchern. 

Die letzten alarmierenden Bildungs-
studien zeigen, dass immer mehr Schüle-
rinnen und Schüler Schwächen beim Le-
sen haben. Sie schneiden weit schlechter
ab als Gleichaltrige in vielen anderen
Ländern. In Deutschland hat etwa ein
Viertel aller Viertklässlerinnen und
Viertklässler Schwierigkeiten beim Le-
sen. 25 Prozent der Kinder in dieser Al-
tersstufe erreichen nicht das Mindestni-
veau beim Textverständnis, das für die
Anforderungen im weiteren Verlauf der
Schulzeit nötig wäre. Gut lesen zu kön-
nen, ist eine der wichtigsten Grundkom-
petenzen und das Fundament für Bil-
dungserfolg. Man kann den Standpunkt
einnehmen, dass die Verbesserung der
Lesekompetenz eine originäre Aufgabe
der Schulen sei. Die Studienergebnisse
belegen jedoch, dass die dortigen Maß-
nahmen nicht ausreichen. 

Das soziale Umfeld und der Bildungs-
stand der Eltern entscheiden ganz we-
sentlich mit, ob Kinder eine für ihren

weiteren Bildungsverlauf so wichtige
Lese- und Medienkompetenz entwi-
ckeln. Gerade Kinder aus sozioökono-
misch benachteiligten Familien weisen
häufiger Schwächen beim Lesen auf,
auch weil diese Familien nicht über die
finanziellen Möglichkeiten verfügen, ih-
re Kinder mit altersgemäßen Büchern
auszustatten. 

An dieser Stelle fängt die Verantwor-
tung von anderen Trägern, hier dem
Landkreis, an. Es ist unsere Pflicht, Kin-
dern und Jugendlichen, die wenig Zu-
gang zu bildungsfördernden Mitteln ha-
ben, diesen Zugang zu ermöglichen. Und
der Bücherbus tut genau dies. Er ist ein
kostenfreies Angebot für alle, vor allem
aber auch für benachteiligte Kinder und
Jugendliche. Durch das breite Angebot
des Bücherbusses, oft auch in Zusam-
menarbeit mit Grundschulen, wird kon-
sequent dringend benötigte Leseförde-
rung betrieben.

Wir können nicht immer mit Entsetzen
auf neue miserable Bildungsstudien rea-
gieren und dann gleichzeitig ein unsere
Kinder und Jugendlichen unterstützen-
des, erfolgreiches und niederschwelliges
Angebot ohne Diskussion aus Kosten-
gründen streichen. Ich finde das auch im
Hinblick auf die zukünftigen gesellschaft-
lichen Herausforderungen zu kurzsichtig
gedacht und einfach nur beschämend.
Gudrun Lamparter, Muggensturm

Wo ist der Bildungsauftrag?

Baden-Baden (red). Der Schwarzwald-
verein Yburg hat sein Programm für
2025 aufgestellt. Wie der Verein mitteil-
te, gibt es in diesem Jahr nicht nur Wan-
derungen. Der Schwarzwaldverein hat
ein Backhäuschen errichtet und bietet
im Februar einen Brotbackkurs an. Die
Kanuten sind auf dem Wasser unter-

wegs. Es sind einige Mittwochswande-
rungen und Radtouren geplant. Außer-
dem gibt es zwei Reisen. Die Program-
me liegen im Rathaus Sinzheim, in den
Ortsverwaltungen Baden-Badener
Rebland, im Rebland Museum und im
Weinhaus am Mauerberg aus.

Kontakt

0170 3538905 
Karl.Keller@schwarzwaldverein-
yburg.de

Schwarzwaldverein
stellt Programm vor

Wir bitten die Einsender von Leserbriefen, ihre
Telefonnummer anzugeben. Es stellt sich im-
mer wieder heraus, dass Rückfragen erfor-
derlich werden, die mit einem Telefonanruf
geklärt werden können. Die Redaktion behält
sich das Recht auf Kürzung vor. Leserbriefe
spiegeln die Meinung der Einsender wider, die
nicht mit der Ansicht der Redaktion überein-
stimmen muss. Die Redaktion


